Beschluss der 36. Landesdelegiertentagung des EAK NRW 29.10.2022, Wuppertal

Solidarität mit den friedlichen Demonstranten im Iran 2022 

Der EAK der CDU NRW erklärt seine Solidarität mit den friedlichen Demonstranten im Iran. Er verurteilt die Repressalien gegen die Demonstranten und das brutale Vorgehen der iranischen Sicherheitskräfte, das mitunter tödliche Folgen hat. Er fordert die Landes- und Bundesregierung auf, sich weiterhin für den Schutz der universellen Rechte auf Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit und Religionsfreiheit einzusetzen. Er begrüßt die Resolution des Europäischen Parlaments vom 06.10.2022 und lehnt die Instrumentalisierung der Proteste im hiesigen politischen Diskurs im Hinblick auf die „Kopftuchdebatte“ ab.


Ergänzend: Pressemitteilung zum Antrag „Solidarität mit den friedlichen Demonstranten im Iran 2022„:

EAK beschließt klares Bekenntnis zur Religionsfreiheit
Mit Verweis auf die Resolution des Europäischen Parlaments zu den seit Wochen anhaltenden Frauenrechtsprotesten im Iran hat sich der Evangelische Arbeitskreis der CDU in NRW in einer Stellungnahme am Samstag, dem 29.10.2022 klar zur Religionsfreiheit bekannt. Seit dem Tod der 22-jährigen Mahsa Jina Amini demonstrieren tausende Menschen im Iran unter anderem gegen die restriktive Kleiderordnung des Landes und viele mutige Frauen legen als Zeichen des Protests ihr Kopftuch ab, obwohl ihnen dafür staatliche Sanktionen drohen. Der Evangelische Arbeitskreis bekundet seine Solidarität mit den Verfolgten und stellt sich sichtbar gegen eine Instrumentalisierung der Proteste im hiesigen politischen Diskurs im Hinblick auf die „Kopftuchdebatte“.
„Das Ablegen des Kopftuchs sei nicht nur als Zeichen der Emanzipation zu werten, sondern eben auch als Ausdruck der Religionsfreiheit. Das darf aber nicht als Argument für etwaige Kopftuchverbote hierzulande angeführt werden, denn die Religionsfreiheit umfasst auch das Recht ein Kopftuch freiwillig zu tragen.“, so der Verfasser der Stellungnahme, Constantin Halim vom EAK-Kreisverband Aachen.
In der Diskussion gehe es allgemein um individuelle Freiheiten und im Speziellen um die Freiheit der individuellen Kleiderwahl und darum, diese Freiheiten zu schützen.

